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Effektiver Weg zu weniger Verpackungsmiill

Allein in Deutschland werden pro Jahr 5,8 Milliarden Einweggetrankebecher und 4,5 Milliarden Einweg-
essensboxen verbraucht. Zusammen mit weiteren Einwegprodukten belasten diese Wegwerfprodukte
das Klima mit 830.000 Tonnen CO,. Durch den Umstieg auf Mehrweg konnten hingegen 490.000 Tonnen
CO; eingespart werden. Bisherige bundespolitische MalRnahmen, wie die seit 3. Juli 2021 in Kraft getre-
tene Einwegkunststoffverbotsverordnung oder die seit 1. Januar 2023 geltende Mehrwegangebotspflicht,

konnten bisher jedoch nicht zu einer ausreichenden Verringerung des Verbrauchs dieser Einwegverpa-
ckungen beitragen. Haufig werden Einweg-Produkte aus Plastik durch Einweg aus Papier, Pappe, Holz oder
Aluminium ersetzt. Dadurch fallt kein Gramm weniger Abfall an. Ausnahmeregelungen befreien etwa 60

Prozent der gastronomischen Betriebe von der Mehrwegangebotspflicht. Hinzu kommen Schlupflocher

fir Einwegessensverpackungen aus reiner Pappe und Aluminium, fiir die auch kein Angebot gemacht wer-
den muss. AuBerdem haben Kund*innen keinen finanziellen Anreiz, Mehrwegalternativen zu nutzen.
Mangelnder Vollzug sorgt zudem dafiir, dass die Vorgaben oft nicht eingehalten werden. Bislang fehlt es
an wirksamen MalBnahmen, um die reelle Nutzung von Mehrwegverpackungen zu férdern. Ein solches
Instrument, ist die Einflihrung kommunaler Verbrauchssteuern auf Einweg-Verpackungen.

In Tbingen gilt seit dem 1. Januar 2022 eine entsprechende Steuer. Gegen diese ist eine Franchise-Neh-
merin des Fast-Food-Konzerns McDonald’s bis vor das Bundesverfassungsgericht gezogen. Seit dessen
Entscheidung vom 22. Januar 2025 besteht nun aber endgliltig Rechtssicherheit: Kommunale Verbrauchs-

steuern fir To-go-Einweg-Verpackungen sind rechtmaRig. Konstanz ist dem Tibinger Beispiel als erste
Stadt gefolgt und hat zum 1. Januar 2025 eine Verpackungssteuer eingefiihrt. Zum 1. Januar 2026 ist dann
Freiburg gefolgt und Potsdam wird die Verbrauchssteuer zum 1. Juli 2026 einflihren.

Der stetig wachsende To-go-Verpackungsmiill kann nur durch gemeinsames Handeln aller politischen
Ebenen begrenzt werden. Da die Bundesebene bisher jedoch die Einflihrung einer nationalen Einwegab-
gabe versaumt, sind die Kommunen gefragt, aktiv gegen Einwegmdiill vorzugehen und den Wandel zu einer
abfallairmeren Gesellschaft mitzugestalten — fiir mehr Klima- und Ressourcenschutz! Regionale Leucht-
turmprojekte und kommunale MalRnahmen kdnnen einen groRen Beitrag zur Millreduktion leisten, um-
weltschiitzenden Verhaltensweisen zu gesellschaftlicher Sichtbarkeit und Akzeptanz verhelfen sowie als
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https://www.bmuv.de/gesetz/verordnung-ueber-das-verbot-des-inverkehrbringens-von-bestimmten-einwegkunststoffprodukten-und-von-produkten-aus-oxo-abbaubarem-kunststoff
https://mehrweg-mach-mit.de/wp-content/uploads/230530_Mehrwegangebotspflicht_Infoblatt_fuer_Gastro_und_Veranstaltungen_FINAL.pdf
https://mehrweg-mach-mit.de/wp-content/uploads/230220_FAQ-Mehrwegangebotspflicht_FINAL.pdf
https://www.google.com/url?sa=t&rct=j&q=&esrc=s&source=web&cd=&ved=2ahUKEwi6o4eJwaeMAxU0xgIHHfF9EtkQFnoECBkQAQ&url=https%3A%2F%2Fwww.wwf.de%2Ffileadmin%2Ffm-wwf%2FPublikationen-PDF%2FPlastik%2FWWF-Erhebung-Mehrweg-in-der-deutschen-Gastronomie.pdf&usg=AOvVaw01ejb9vsVY4doRPuMH3h-T&opi=89978449
https://www.google.com/url?sa=t&rct=j&q=&esrc=s&source=web&cd=&ved=2ahUKEwi6o4eJwaeMAxU0xgIHHfF9EtkQFnoECBkQAQ&url=https%3A%2F%2Fwww.wwf.de%2Ffileadmin%2Ffm-wwf%2FPublikationen-PDF%2FPlastik%2FWWF-Erhebung-Mehrweg-in-der-deutschen-Gastronomie.pdf&usg=AOvVaw01ejb9vsVY4doRPuMH3h-T&opi=89978449
https://www.bundesverfassungsgericht.de/SharedDocs/Entscheidungen/DE/2024/11/rs20241127_1bvr172623.html?nn=68080

Beispiel fur die bundesweite Politik dienen. Ein sehr wirksames Mittel gegen zu viel Einwegmdll und fir
ein saubereres Stadtbild, ist die Verteuerung von Einwegverpackungen im Gastronomiebereich und die
entsprechende Besserstellung von Mehrweg durch die Einflihrung einer kommunalen Verbrauchssteuer
auf Einweg-Verpackungen fiir den Sofortverzehr. Dies stellt die Stadt Tibingen bereits unter Beweis.

Der Straenmdill in Stadten besteht laut dem Verband kommunaler Unternehmen inzwischen zu circa 40

Prozent aus Einweg-Verpackungen. Alleine fiir die Reinigungs- und Entsorgungskosten der im Einweg-
kunststofffonds enthaltenen Verpackungen miissen Stadte und Gemeinden laut dem Umweltbundesamt

gut 260 Millionen Euro jahrlich ausgeben. Hinzu kommen allerdings noch die Kosten fiir alle Verpackungen
aus weiteren Materialien wie Papier oder Aluminium. Durch eine Verpackungssteuer kénnen also nicht
nur Verpackungsabfallmengen sichtbar reduziert und Entsorgungskosten eingespart werden, sondern
auch zusatzliche Mittel fir eine abfallarme Kommune gewonnen werden.

Rechtssicherheit durch Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts

Nachdem das Bundesverwaltungsgericht (BVerwG) am 24. Mai 2023 bereits die Rechtmaligkeit der Tu-
binger Verpackungssteuer feststellte, zog die McDonald’s-Franchisenehmerin mit Unterstiitzung des Kon-
zerns bis vor das Bundesverfassungsgericht (BVerfG). McDonald’s als grofSte Fast-Food-Kette Deutsch-
lands, die allein im Jahr 2023 fiir knapp 49.000 Tonnen Verpackungsmiill verantwortlich ist, wollte verhin-
dern, dass das Tubinger Modell Schule macht. Doch nach der Entscheidung des BVerfG vom 22. Januar

2025 herrscht nun endgliltig Rechtssicherheit: Stadte diirfen kommunale Verbrauchssteuern auf Einweg-
to-go-Verpackungen erheben! Stadte und Gemeinden sollten daher nun schnellstmoéglich kommunale
Verpackungssteuern einfiihren, um die Vermiillung des 6ffentlichen Raums einzudammen.

Fir welche Produkte gilt die Steuer?

Die Steuer gilt materialunabhéangig fiir Einwegverpackungen, -geschirr und -besteck(-sets) bei denen die
enthaltenen Speisen und Getranke typischerweise nicht zur Bevorratung mit nach Hause genommen wer-
den, sondern fiir einen Verzehr noch im Verkaufsraum, in der Nahe oder fiir unterwegs gedacht sind.
Einweg(getranke)verpackungen, die dem gesetzlichen Einwegpfand unterliegen, werden nicht besteuert.
Die Steuerbetrage betragen:

e 0,50 Euro fir jede Einwegdose, -flasche, -becher und sonstige Einweggetrankeverpackung,
e 0,50 Euro fir jedes Einweggeschirrteil und jede sonstige Einweglebensmittelverpackung,
e 0,20 Euro fur jedes Einwegbesteck (-set) und andere Hilfsmittel.

Weiterfiihrende Informationen, auch zu Ausnahmen von der Verpackungssteuer, finden Sie in den Aus-
legungshinweisen der Stadt Tlibingen, der Stadt Konstanz und der Stadt Freiburg.
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https://www.vku.de/publikationen/default-77511ac8ffb6d2adfc49553333c458b8/
https://www.umweltbundesamt.de/sites/default/files/medien/479/publikationen/texte_132-2022_erarbeitung_eines_kostenmodells_fuer_die_umsetzung_von_artikel_8_absatz_2_und_3_der_eu-einwegkunststoffrichtlinie_0.pdf
https://www.bundesverfassungsgericht.de/SharedDocs/Pressemitteilungen/DE/2025/bvg25-006.html
https://www.bundesverfassungsgericht.de/SharedDocs/Pressemitteilungen/DE/2025/bvg25-006.html
file://///duh-bln-fs03/duhsan$/daten/Kreislaufwirtschaft/Verpackungen/PSF_Mehrweg/Hintergründe/03_Städte/Tübingen/Auslegungshinweise_TübingerVerpackungssteuer_mAnlagen.pdf
file://///duh-bln-fs03/duhsan$/daten/Kreislaufwirtschaft/Verpackungen/PSF_Mehrweg/Hintergründe/03_Städte/Freiburg/Freiburg_Auslegungshinweise_zur_Verpackungssteuer_Stand%20Januar%202026.pdf

Wer muss die Steuer zahlen?

Die Steuer muss von Verkaufsstellen und Betrieben gezahlt werden, die die oben genannten Produkte
nutzen. Da die Steuer iber den Verkaufspreis refinanziert werden kann, kdnnen Betriebe selber entschei-
den, ob sie die Steuer an ihre Kundschaft weitergeben oder nicht. Konkrete Fragen zur (steuerlichen) Um-
setzung der Verpackungssteuer kénnen Sie an verpackungssteuer@tuebingen.de stellen.

Lohnt sich der Verwaltungsaufwand?

In Tlbingen wurden zu Beginn des Einflihrungsprozesses zwei neue Stellen geschaffen, mittlerweile sind
es 1,5 Stellen. Die entsprechenden Personalkosten belaufen sich auf etwa 100.000 € pro Jahr. Im Jahr
2022 hat Tiibingen rund 1.000.000 € durch die Verpackungssteuer eingenommen. Die Tendenz der Ein-
nahmen ist aufgrund der Lenkungswirkung zu weniger Einwegverpackungen abnehmend. Sollten die Ein-
nahmen deutlich sinken, kann die Personalkapazitat entsprechend angepasst werden.

Welche Lenkungswirkung hat die Verpackungssteuer?

Die Verpackungssteuer hat eine Lenkungswirkung zu weniger Einwegverpackungsmiill. Das zeigen Daten
zu der Anzahl mehrwegnutzender Betriebe in Tiibingen: In Konstanz ist die Anzahl der Betriebe, die
RECUP als Mehrwegsystem nutzen, im Zeitraum von 6 Monaten vor bis 6 Monaten nach der Einfiihrung
der Verpackungssteuer um knapp 40 Prozent angestiegen. In Tiibingen gab es sogar einen Anstieg um
bei den Recup-Partnerbetrieben um fast 90 Prozent (6 Monate vor bis 6 Monate nach der Einfiihrung)!
Mittlerweile hat Tiibingen in Relation zur Bevélkerung die meisten mehrwegnutzenden Gastronomie-
betriebe Deutschlands. Dass Betriebe seit der Einfiihrung der Verpackungssteuer die vorhandenen
Mehrwegbehiltnisse auch wirklich ausgeben, zeigt die von Dezember 2021 auf Januar 2022 fast ver-
doppelte Nutzung der Behiltnisse des Poolsystemanbieters Vytal in Tiibingen. Im Stadtbild lasst sich ein
entsprechender Rickgang des Verpackungsmiills deutlich beobachten. Die Tubinger Verpackungssteuer
bewirkt also durch die Verteuerung von Einweg sowie die Besserstellung von Mehrweg einen finanziellen
Anreiz zur Mehrwegnutzung fiir Gastronom*innen und Verbraucher*innen.

Eine Studie der Universitat Tibingen unternahm den Versuch, den Rickgang der Millmenge im &ffentli-
chen Raum Tibingens nach Einfihrung der Verpackungssteuer zu analysieren. Darauffolgende Schlagzei-
len, dass die Verpackungssteuer aufgrund einer nicht messbaren Reduktion der Millmenge keine Wirkung
habe, sind irrefihrend und beruhen auf einer liickenhaften Darstellung: Die Daten, welche der Untersu-
chung zugrunde liegen, stammen vom Tubinger Bauhof. Dort wird der Mill aus dem o6ffentlichen Raum
allerdings nicht nach Fraktionen getrennt, sondern als gesamte Einheit gewogen. Der Autor der Studie
kann daher nur die Aussage treffen, dass sich das Gewicht der Millmenge in 6ffentlichen Milleimern pro
Kopf in Tlibingen seit der Einflihrung der Verpackungssteuer nicht verringert hat. Er hat jedoch nicht die
Auswirkung auf das Verpackungsmiillvolumen untersucht. Verpackungsmiill wiegt wenig, verstopft aber
offentliche Mulleimer durch sein groBes Volumen und tragt so zur Vermillung des Stadtbilds bei. Daher
ist die Datengrundlage der Studie nicht geeignet, um eine qualifizierte und abschlieBende Antwort be-
ziiglich des Riickgangs von Einwegverpackungen durch die Verpackungssteuer zu geben.

In Konstanz konnte die Trendwende beim Miillaufkommen im 6ffentlichen Raum jedoch nachgewiesen
werden. Eine wissenschaftlich begleitete Evaluation der Stadt und der Universitat Konstanz zeigt:

e 22,9 Tonnen weniger Mill im 6ffentlichen Raum im Vergleich zur Referenzperiode (2021-2024) —
das entspricht einer Reduktion von rund 1,4 Million Einwegbechern.
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e Die Mullreduktion liegt bei 4,5 Gewichtsprozent im Stadtmittel, in einzelnen (iberwiegend ein-
heimisch gepragten) Stadtteilen sogar bei bis zu 9,5 Prozent. Da Einweggeschirr im Vergleich zum
restlichen stadtischen Miill verhaltnismaRig leicht ist, bewertet die DUH die in Konstanz festge-
stellte Gewichtsreduzierung des Abfallaufkommens als signifikant und einen groRen Erfolg.

Die DUH empfiehlt allen Stadten schnellstmoglich Verpackungssteuern einzufiihren und damit wirksame
Anreize zur Mehrwegnutzung zu schaffen. Um die Umsetzung moglichst erfolgreich durchzufihren, soll-
ten folgende Punkte beachtet werden:

Landesrechtliche Ermachtigungsgrundlagen

Fir die Einfihrung der Verpackungssteuer muss eine Steuersatzung auf Rechtsgrundlage der kommuna-
len Abgabengesetze erlassen werden. Die Gesetzgebungshoheit, welche in den Kommunalgesetzen um-
gesetzt wird, liegt bei den Landern. Je nachdem kdnnen kommunale Steuern einer Genehmigungs- oder
Zustimmungspflicht auf Landesebene unterstehen. Im Rahmen des Satzungsentwurfs sollten daher die
landesrechtlichen Ermachtigungsgrundlagen bedacht werden.

Einbezug der Gastronomiebetriebe

Das Vorgehen Tibingens, Gastrobetriebe frihzeitig in Planung und Einfihrung der Verpackungssteuer
einzubinden, hat einen moglichst reibungslosen Ablauf ermoglicht. Aufgrund der Mehrwegangebots-
pflicht und der Tibinger Verpackungssteuer, kennen viele Gastronom*innen moégliche Mehrwegangebote
und kommunale Verpackungssteuern. Dennoch ist es wichtig, alle Betroffenen mit Rundschreiben und
verstindlichen Hintergrundmaterialien iiber zukiinftige Anderungen zu informieren. Fiir einen einfachen
Zugang sollten die Informationen auch online und mehrsprachig verfligbar sein. Bei Bedarf kdnnen Infor-
mationsveranstaltungen zur Verpackungsteuer sowie zu Mehrweg-Poolsystemen veranstaltet werden.

Mehrweg-Poolsysteme nutzen

Fir eine verstarkte Mehrwegnutzung sollten Gebrauch und Rickgabe von Mehrweggeschirr fir Bir-
ger*innen moglichst unkompliziert sein. Die DUH empfiehlt deshalb unternehmensibergreifende Mehr-
weg-Poolsysteme. Die Behiltnisse dieser Systeme kénnen von verschiedenen Betrieben genutzt werden.
So kénnen Kund*innen Mehrwegverpackungen ausleihen und in einem anderen teilnehmenden Betrieb
wieder abgeben. Von unternehmenseigenen Mehrwegverpackungen, sogenannten Insellésungen, rat die
DUH ab, da Behdltnisse nur bei dem spezifischen Unternehmen zurilickgeben werden kénnen. Auch der
Aufwand fiir den Betrieb ist hoher: Er muss sich selbst um die Einflihrung inklusive Schulung der Mitar-
beitenden, Schaffung von Rickgabemaoglichkeiten und das Management des Mehrwegsystems kiimmern.

Mehrwegforderung

Programme zur Mehrwegforderung konnen die Einfiihrung von Verpackungssteuern unterstiitzen. Tlibin-
gen forderte beispielsweise den Kauf von Mehrweggeschirr, Gewerbespiilmaschinen oder die Teilnahme
an einem Pfand-Poolsystem. Im letzten Quartal 2021, also vor der Einfiihrung der Verpackungssteuer,
wurden Antrage fur 59 Betriebsstatten gestellt. Das Forderprogramm lief zum Ende 2023 aus. Insgesamt
wurden 110 Betriebe und Filialen mit rund 53.000 € geférdert.
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Konstanz: Als erste Stadt nach Tlbingen hat Konstanz zum 01.01.2025 eine kommunale Verpackungs-
steuer eingefiihrt.

Freiburg: Am 1. Januar 2026 wurde die Verpackungssteuer begleitend zu einem Mehrwegsystem-
Ausbau eingefiihrt. Der Freiburger Gemeinderat hat bereits am 6. Mai 2025 abschlieRend Uber die
Einflihrung der Einweg-Verpackungssteuer entschieden.

Potsdam: Am 25. Marz 2026 wurde in einer Sondersitzung der Stadtverordnetenversammlung final
Uber die Einfiihrung der Steuer entschieden. Dabei sprach sich eine Mehrheit fir die Einfihrung aus.

Damit gehort Potsdam ab dem 01. Juli 2026 zu den drei Stadten mit einer Verpackungssteuer.

Viele weitere Stadte treiben mit dem Riickenwind der Entscheidung des BVerfG die Einflihrung kommu-

naler Verpackungssteuern voran. Hierzu gehoren beispielsweise:

Bonn: Nach dem Beschluss des BVerfG hat der Bonner Finanzausschuss die Stadtverwaltung beauf-

tragt, einen Satzungsentwurf auszuarbeiten, der ab Mitte 2026 greifen soll.

Bremen: Der Senat hatte bereits Ende 2024 im Rahmen des Sanierungsprogrammes angekiindigt,

eine Verpackungssteuer einfiihren zu wollen. Nun kénnen die Planungen fortgesetzt werden. Ein

geplantes Einfihrungsdatum gibt es noch nicht.

KélIn: Auch die Kélner Verwaltung hat nach dem Beschluss des BVerfG vom Stadtrat den Auftrag er-

halten, eine Beschlussvorlage fiir die Einflihrung zu erarbeiten.

Osnabriick: Innerhalb der Beschlussfassung zum Doppelhaushalt 2026/27 wurde hier am 9. Dezember

2025 eine politische Grundsatzentscheidung fiir die Verpackungssteuer getroffen.

Stand: 23.04.2026
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